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1 Einleitung

In den Groß- und Universitätsstädten hat das rasante Abschmelzen bezahlbarer

Mietwohnungsbestände zur Folge, dass große Teile der Bevölkerung in prekäre

Lebenssituationen gedrängt werden. Die Preissteigerungen sind alarmierend.

Im Schnitt geben die ärmsten 20 Prozent der Bevölkerung bereits 40 Prozent ih-

res Einkommens für die Miete aus. Der Anteil der Ausgaben für Wohnkosten im

oberen Quintil hingegen sank zuletzt sogar auf ca. 15 Prozent (vgl. Baldenius et

al. 2019: 215). Nachteilig Betroffene wohnen ungewollt beengt oder finden nach

einer Trennung zeitnah keine neue Wohnung. Sie wohnen in zu kalten, feuchten

Wohnungen, weil nicht genug Geld für Heizkosten zur Verfügung steht oder die

Gebäude nicht saniert sind. Sie sparen anKinobesuchen, gesunder Ernährung oder

Vereinsmitgliedschaften und werden sukzessive aus sozialen Netzwerken und ge-

sellschaftlichen Formen der Teilhabe oder auch räumlich verdrängt. Dies resultiert

in psychischer und physischer Belastung undErschöpfung–nicht zwingend jedoch

in Resignation. So ist es nicht zuletzt der seit 2015 den Diskurs beeinflussenden

Mieter:innenbewegung zuzuschreiben, dass das Thema wieder ins Zentrum von

politischen Aushandlungsprozessen gerückt ist (vgl. Rink/Vollmer 2019).

Innerhalb dieser politischenAushandlungsprozesse erfahren auch radikaleVor-

schläge wie die Vergesellschaftung vonWohnungsbeständen inzwischen eine brei-

te gesellschaftliche Unterstützung. So stimmten im September 2021 über eine hal-

be Million Berliner:innen, (59 Prozent der abgegebenen Stimmen), für die Enteig-

nung großer Wohnungsunternehmen. Das Volksbegehren erhielt damit insgesamt

mehr Stimmen als die Regierungskoalition (vgl. Initiative Deutsche Wohnen & Co

enteignen 2022). Die Enteignung und Vergesellschaftung großer Wohnungsunter-

nehmenmag in den letzten Jahren nicht nur bundesweit, sondern auch internatio-

nal derweitreichendste Beitrag zurwohnungspolitischenDiskussion sein. Sie steht

symbolisch für ein erweitertes Spektrum an staatlichen Strategien, die in den letz-
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ten Jahren inunterschiedlichenKontextenausgehandelt,entwickelt oderumgesetzt

werden.

Dieser Beitrag fragt danach, zwischen wem und mit welchen Argumenten um

eine Verbesserung der Lage auf demWohnungsmarkt gerungen wird. Methodisch

basiert der Text primär auf der Analyse der Berichterstattung zum ›bezahlbaren

Wohnen‹ in Lokalzeitungen1 von vier Fallstädten: Tübingen, Stuttgart,Dresden und

Frankfurt a.M..Eingeordnet und ergänztwerdendieErgebnisse durchMaterial von

Websites und Sekundärliteratur.Hierbei wird unter Bezugnahme auf Debatten aus

der KritischenGeografie undWohnungsforschung auch reflektiert,welcheThemen

in den öffentlichen Diskursen möglicherweise unterbelichtet bleiben, obwohl sie

für die (ausbleibende) Bezahlbarkeit desWohnens höchst bedeutsam sind.

Auffällig ist zunächst die überraschendeEinigkeit.Anders als noch vor einer gu-

ten Dekade scheinen sich mittlerweile unterschiedliche Akteure aus sozialen Be-

wegungen, der Immobilienwirtschaft und Politiker:innen einig zu sein: Wir brau-

chenmehr bezahlbarenWohnraum. Die Auffassungen darüber, wie dieses Ziel (für

wen) erreicht werden kann, unterscheiden sich jedoch stark.Die Art undWeise,wie

das politische Problem der Wohnungsfrage und die Ursache der Wohnungsnot ge-

fasst werden, offenbart konkurrierende Interessen und spiegelt dominante Diskur-

se über die Ursachen der Wohnungskrise. Die Analyse zeigt, dass folgende Aspek-

te im Zeitungsdiskurs tendenziell unterbelichtet bleiben: erstens die Vermögensun-

gleichheit, die über Immobilieneigentum strukturiert ist, zweitens das Thema Bo-

denpolitik, und drittens Grund- und Immobilieneigentumsverhältnisse der Städte

und spezifische Erläuterungen von Geschäftspolitiken einzelner Unternehmen.

Um die konkurrierenden Interessenlagen auf dem Feld der Wohnungspolitik

vorzustellen, arbeitet der Beitrag zunächst heraus, was die strukturellen und polit-

ökonomischen Charakteristika des Handlungsfeldes bezahlbarer Wohnraum sind

und welche Akteursgruppen sich bei der Aushandlung von Infrastrukturpolitik ge-

genüberstehen.Daran anschließendwird dargelegt,mit welchen ÄußerungenMie-

tende und vonWohnungsnot Betroffene selbst im Zeitungsdiskurs auftauchen und

wer medial als betroffen charakterisiert wird. Die konkreten Debatten werden dar-

aufhin entlang der Kategorien Produktions- und Baupolitik sowie regulativerMaß-

nahmen (wie beispielsweise Bodenpolitik) dargelegt. Da das Medium, im Spiegel

dessen die Diskurse erörtert werden, die Lokalzeitungen sind, wird schlussendlich

auch nach der Rolle von Lokalzeitungen selbst innerhalb von Politisierungsprozes-

sen gefragt.

1 Bei den Lokalzeitungen handelt es sich um das Schwäbische Tagblatt in Tübingen, die Frank-

furter Rundschau in Frankfurt a.M., die Sächsische Zeitung in Dresden sowie die Stuttgarter

Nachrichten und die Stuttgarter Zeitung für Stuttgart, im Zeitraum von 2015/2018-2021.
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2 Wohnen als Infrastruktur: Politische Aushandlungsprozesse

BeimWohnen handelt es sich umeine sehr grundlegende Infrastruktur, die engmit

dem Zugang zu anderen öffentlichen Gütern wie Mobilität, Bildung oder Gesund-

heitsversorgung verbunden ist und die Bedingungen sozialer Reproduktion prägt.

Wohnen nimmt gleichzeitig unter finanzökonomischen Gesichtspunkten eine

Schlüsselrolle innerhalb der Volkswirtschaften und in der globalen Kapitalzirkula-

tion ein. Zudem sind unterschiedliche (staatlich regulierte) private und öffentliche

Akteure an der Bereitstellung von Wohnraum beteiligt. Die Infrastruktur kann

dementsprechend über vielfältige diskursive Zugriffe politisiert werden. Diese

reichen von feministischen oder antifeministischen Perspektiven auf die soziale

Reproduktionsarbeit in Haushalten über kulturelle Aspekte des Zusammenlebens

oder des Ausschlusses und ökologischen Fragestellungen rund um den Gebäude-

sektor, bis hin zur Rolle des Wohnens als Einkommensquelle im Rentenalter oder

innerhalb der Zirkulation globaler Kapitalströme.

Entgegen anderer Infrastrukturen wird die Wohnraumversorgung seit der

Industrialisierung und Urbanisierung größtenteils marktförmig bereitgestellt. In

einer marktförmigen Wohnraumversorgung sind Fragen der Infrastrukturpolitik

durch einen Grundwiderspruch aufgeladen. Dieser besteht einerseits zwischen

demGebrauchswertanspruch derWareWohnen durch jene, für die derWohnraum

ein Zuhause bietet und andererseits denen, die überwiegend am Tauschwert der

WareWohnen interessiert sind. Zu ihnen zählen die Eigentümer:innen von Immo-

bilien und Grund und Boden, aber auch die Bauwirtschaft und Kreditgeber:innen,

die tendenziell Profitinteressen verfolgen (vgl. Belina 2017). Ein Machtungleichge-

wicht ergibt sich zwischen diesen beiden Gruppen dadurch, dass bei Preisanstieg

nicht auf die Wohnung verzichtet werden kann und Mieter:innen somit auch un-

passende, zu teure, marginal gelegene oder schlecht sanierte Angebote annehmen

müssen. Hier wird davon ausgegangen, dass die strukturell unterschiedlich mach-

vollen Positionierungen nicht ›rein ökonomisch‹ determiniert sind. Sie werden

zugleich durch staatliche Regulierung und gesellschaftliche Diskurse koproduziert

und (de-)stabilisiert.Die Akteure, die sich in die Diskurse umdie Versorgungsorga-

nisation einbringen, sind auf Grund ihrer Ressourcenausstattung unterschiedlich

handlungsfähig.

DerBegriff derBezahlbarkeit spielt eine Schlüsselrolle bei derAushandlungdie-

ses Grundwiderspruches zwischen Gebrauchs- und Tauschwert derWareWohnen.

Oft wird angenommen, dass eineWohnung dann bezahlbar ist, wenn für die Miete

nicht mehr als 30 Prozent des Nettoeinkommens ausgegeben wird. Diese Perspek-

tive lässt unberücksichtigt, dass bei geringem Einkommen das verbleibende Gehalt

auch bei einerMietbelastungsquote von 30Prozent zu niedrig ist, umgesellschaftli-

che Teilhabe zu gewährleisten.Auch die Ausstattungmit Infrastruktur amWohnort
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bleibt unberücksichtigt; ebensowieMöglichkeitenderMitgestaltungdesWohnum-

feldes.

In wechselnden Phasen kommt es auf Grund des Interessengegensatzes zwi-

schen Gebrauchs- und Tauschwert und des Machtungleichgewichtes zwischen

Produzent:innen und Nutzer:innen wiederholt zu Wohnungskrisen, auf die mit

zivilgesellschaftlicher und staatlicher Intervention reagiert wird. Bereits in der

zweitenHälfte des 19. Jahrhunderts werden beispielsweise aus derMieter:innenbe-

wegung heraus Genossenschaften als ein Selbsthilfemodell gegen die Spekulation

auf demprivatwirtschaftlich organisiertenWohnungsmarkt gegründet.Der öffent-

lich geförderte, gemeinnützige Wohnungsbau spielt erst ab der Zeit der Weimarer

Republik eine entscheidende Rolle. Nach dem Ende des ZweitenWeltkriegs werden

in der BRD umfangreiche staatliche Fördermittel für den Wohnungsbau ausgege-

ben.Diese waren jedoch als Überbrückungslösung hin zu einem funktionierenden,

privatwirtschaftlichen Markt konzipiert und nicht darauf angelegt, langfristig

ein dekommodifiziertes, bezahlbares Marktsegment zu schaffen. In der DDR war

die Wohnraumversorgung der marktwirtschaftlichen Verwertung weitgehend

entzogen. Grund und Boden und der ältere Gebäudebestand in den gründerzeit-

lichen Stadtzentren wurden anteilig in Volkseigentum überführt, ca. 25 Prozent

der Mietwohnungen blieben in Privatbesitz. Die Mieter:innen verfügten über gro-

ße Gestaltungsmöglichkeiten, trugen Instandhaltungsverantwortung und waren

weitgehend vor Kündigungen und Zwangsräumungen geschützt (vgl. Bernt/Holm

2020). Nach der Wende erfolgte in den neuen Bundesländern eine Inwertsetzung

und rapide Finanzialisierung des Wohnungsbestandes, die über eine Transfor-

mation der Eigentumsverhältnisse eingeleitet wurde (vgl. Metzger 2020). Auch in

den alten Bundesländern wurden nach der Abschaffung derWohnungsgemeinnüt-

zigkeit 1988 in den 1990er und 2000er Jahren große, ehemals bezahlbare und mit

öffentlichen Fördergeldern errichteteWohnungsbestände en-bloc privatisiert.

Tabelle 1: Aktuelle Eigentumsverhältnisse in ausgewählten Städten

Wohnungsmarkt Berlin Frank-

furt

Stuttgart Tübin-

gen

Dresden

Gesamtwohnungsbestand

2021

1.998.155 406.003 317.686 43.438 314.391

Mietwohnungsanteil 81 % 78 % 74 % 60 % 81 %

Anteil amMietwohnungsbestand

Sozialwohnungen 6 % 6 % 6 % 5 % 4 %
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Öffentliche Unternehmen 20 % 20 % 8 % 8 % < 1 %

Vonovia SE 10 % 6 % 2 % 2 % 18 %

Genossenschaften 12 % 7 % 10 % 1 % 25 %

Mietshäuser Syndikate 20 4 2 8 7

Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Basis von IZ Research 2022, Dokumenten-, Internet-

recherche und Sekundärliteratur

Dieser kurze historische Rückblick verdeutlicht, dass der Staat sowohl in räum-

lich als auch zeitlich variablen ›public-private mixes‹ die Bereitstellung von Wohn-

raum organisiert. Die Varianzen spiegeln sich auch in den aktuellen Eigentums-

verhältnissen verschiedener Kommunen wider (Tabelle 1). Der Staat lenkt die Ak-

tivitäten und steuert den Handlungsspielraum der Wohnungswirtschaft über Re-

gularien für den Wohnungs- und Städtebau, steckt im Bürgerlichen Gesetzbuch

(BGB) privatrechtlich die Gestaltungsspielräume von Mietverträgen ab und ist in

variablemMaße auch selbst über öffentlicheWohnungsunternehmen in derVersor-

gung tätig. Die im Vergleich zu standardisierbaren Infrastrukturen fragmentierte

Versorgungsorganisation, die Regulierung über das individualisierende Mietrecht

und die jeweils lokalspezifische Eigentümerstruktur resultieren in einer Partikula-

risierung vonKonfliktlinien und Verdrängungsprozessen und in einer Ungleichzei-

tigkeit von Auseinandersetzungen in der Wohnungspolitik.Während sich die Lage

auf dem gesamten Wohnungsmarkt verschärft, artikuliert sich Verdrängung zeit-

lich und räumlich distinkt – sowohl zwischenRegionen, innerhalb von Städten aber

auch innerhalb eines Mehrparteienwohnhauses oder Haushalts.

Die Aushandlung von Wohnungspolitik erfolgt über spezifische Diskurse.

Diskurse werden hier verstanden als »ensemble of ideas, concepts, and categories

through which meaning is given to phenomena« (Hajer 2002: 63). Ihnen liegen

unterschiedliche Deutungszusammenhänge des Sozialen zugrunde, die in ihrer

komplexitätsreduzierenden und strukturierenden Artikulation jeweils in den Zu-

sammenhang spezifischer Narrative oder story lines gestellt werden. Über story

lines versuchen Akteure, ihren Blick auf wahrgenommene Realitäten und Positio-

nierungen zu vermitteln und ihre Kritik an sozial konstruiertenGegebenheiten und

materiellen Konditionalitäten zu formulieren (vgl. Hajer 1993: 47). Diskurse entste-

hen nicht im leeren Raum, sie sind mit Institutionen verknüpft und entspringen

einem spezifischen sozio-historischen Kontext (vgl. ebd.: 45). In den untersuchten

Kommunen prägen – in Abhängigkeit von den historisch gewachsenen Bedingun-

gen,wie den Eigentumsverhältnissen oder der Stärke derMieter:innenbewegung –

unterschiedliche Akteurskonstellationen die Diskurse. Diese werden im Folgenden

kommunenübergreifend vorgestellt.
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Zentrale staatliche Akteure sind die jeweiligen Baubürgermeister:innen und für

Wohnungspolitik zuständigen Dezernent:innen. Eine nachgeordnete Rolle spielen

die Dezernent:innen für Sozial- und Finanzpolitik. Die Verwaltung hat, je nach

Ausrichtung der Institution und der beigemessenen Relevanz des Themas, in den

Kommunen ebenso eine wichtige Rolle inne; ebenso Oberbürgermeister:innen und

politische Parteien. Sie treten in unterschiedlich konfliktiven oder harmonischen

Diskurskoalitionen mit der lokalen Bau- und Immobilienwirtschaft auf, von der

staatliche Akteure beim Erhalt und der Schaffung von Wohnraum abhängig sind.

Wichtige Akteure können einerseits öffentliche Wohnungsunternehmen sein,

da Vertreter:innen von Politik und Verwaltung im Aufsichtsrat sitzen und eine

direkte Steuerung der Geschäftspolitik ausüben können. Diese öffentlichen Unter-

nehmen sind unterschiedlich stark präsent im Diskurs. So ist beispielsweise die

Tübinger GWG präsenter als die ABG Frankfurt Holding, die seltener mit direk-

ten Statements und Kommunikation im lokalen Zeitungsdiskurs auftritt, obwohl

ihre Geschäftspolitik ins Zentrum von Aushandlungsprozessen gerückt wurde.

Andererseits spielt die privatwirtschaftliche Immobilienwirtschaft ebenso eine

wichtige Rolle. Sie tritt oft in Form von regionalen Vertretungen und Verbänden

der Wohnungswirtschaft in Erscheinung: So zum Beispiel durch den Zentralen

Immobilien Ausschuss (ZIA) oder den Bundesverband deutscher Wohnungs-

und Immobilienunternehmen (GdW), in dem die großen, ehemals gemeinnützi-

gen, heute börsennotierten Unternehmen organisiert sind. In Dresden prägt der

Verband Sächsischer Wohnungsgenossenschaften den Diskurs, in Stuttgart der

Verband der Immobilienwirtschaft Stuttgart. Haus und Grund Vereine, die private

Kleineigentümer:innen beraten und vertreten, sind ebenso diskursiv relevant.

Auch die Position gemeinschaftlicher Wohnprojekte oder Mietshäuser Syndi-

kate und jener Institutionen, die diese unterstützen, wie das am Frankfurter Woh-

nungsamt angesiedelte ›Netzwerk für GemeinschaftlichesWohnen e.V.‹ sind zu hö-

ren. Sie leisten einen wichtigen diskursiven Beitrag, der im Verhältnis zu ihrem

marginalenMarktanteil überproportional groß ist. Je stärker die Szene an gemein-

schaftlichenWohnprojekten in einer Stadt ist, desto differenzierter werden die De-

batten darüber geführt, wie das Wohnen in Zukunft aussehen könnte. Hierbei fin-

den soziale Aspekte der Bezahlbarkeit Berücksichtigung, aber auch Formen des Zu-

sammenlebens, wie generationenübergreifendesWohnen oder Senior:innen-WGs.

Ebenso werden ökologische Aspekte tiefgreifender ausgehandelt und marktferne

Modelle derWohnraumversorgung debattiert.

Einemarginale Rolle spielen einzelne Architekturbüros; ebensowie Tourismus-

und Hotelverbände oder die Industrie- und Handelskammer (IHK), die sich aus-

gehend von Argumenten für die wirtschaftliche Entwicklung und die Bewältigung

des Fachkräftemangels in wohnungspolitische Debatten einbringen. Das Banken-

undKreditwesen spielt diskursiv eine untergeordnete Rolle, obwohl die Kredit- und

Zinsentwicklung erhebliche Auswirkungen auf dieMarktentwicklung hat. Aus dem
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Bereich Wissensproduktion werden Expert:innen aus den Fachgebieten Stadtent-

wicklung und -planung,Humangeografie, Stadtsoziologie, Betriebswirtschaftsleh-

reund Immobilienwirtschaft ebensowiedas IVD-Institut unddas Institut derdeut-

schenWirtschaft zitiert.

Auf Seite der Mietenden finden die Mietervereine, aber auch Gewerkschaf-

ten und Sozialverbände Gehör, wobei eine Protagonist:innenrolle den sozialen

Bewegungen2, also Mieter:inneniniativen und der Mieter:innenbewegung selbst

zugeschrieben wird (vgl. Rink/Egner 2020: 34). Seit 2015 hat sich diese zunehmend

als eigenständiger Akteur an Debatten beteiligt (vgl. Rink/Vollmer 2019). Vollmer

charakterisiert die Mieter:innenbewegung auf Grund ihrer »sozioökonomischen

und kulturellen Heterogenität« (Vollmer 2019: 135) und der »Diversität der ge-

wählten politischen Strategien« (ebd.) als postautonom und postidentitär. Es ist

ihr über kollektive, solidarische Zusammenschlüsse gelungen, den Anliegen und

Erfahrungen von Mieter:innen besser Gehör zu verschaffen und ihre (vermeint-

lich) individuellen Herausforderungen im Alltag in den Kontext gesellschaftlicher

Prozesse der Prekarisierung zu stellen. Teile der Bewegung agieren regelkonform-

affirmativ im Rahmen der bestehenden Regulationsweisen oder fordern, diese zu

erweitern. Andere vertreten angesichts der Zuspitzung der Wohnungsfrage und

ernüchternden Protest-Erfahrungen auch offensivere Strategien. Sie hinterfragen

die Operationsweise des Wohnungsmarktes grundlegend und bauen politischen

Handlungsdruck auf, zum Beispiel indem Häuser besetzt werden (vgl. Card 2022:

20). Je nachdem, welche Argumente und Problemdefinitionen von Vertreter:innen

sozialer Bewegungen vertreten werden, gibt es unterschiedliche Diskursaffinitä-

ten: Gemeinschaftliche Wohnprojekte, die die verbesserte Resilienz von Städten

durch ihr vom Wohnprojekt ausgehendes nachbarschaftliches Engagement her-

vorheben oder neue Standards im Hinblick auf Wohnflächeneffizienz erreichen

wollen, können eine Affinität zu neoliberalen Diskursen und den ihnen verbun-

denen Institutionen aufweisen. Politikfeldvergleichend lässt sich festhalten, dass

im Bereich Wohnen zentrale Politisierungsakteure – die Mieter:innenbewegung,

aber auch die Szene innovativer gemeinschaftlicher Wohnprojekte und Genossen-

schaften und die mit ihnen assoziierten Institutionen – in hohem Maße an der

Entwicklung differenzierter Problemlösungsstrategien beteiligt sind. So werden

über Bürgerbegehren konkrete Handlungsoptionen entwickelt. Volksbegehren wie

›Deutsche Wohnen und Co. enteignen‹ oder der ›Mietentscheid‹ Frankfurt stützen

ihre Legitimation auf breite zivilgesellschaftliche Netzwerke und haben die öffent-

liche Debatte in den letzten Jahren maßgeblich erweitert. Die Grundmotivation

2 Von sozialer Bewegungwird gesprochen, »wenn einNetzwerk vonGruppen undOrganisatio-

nen, gestützt auf eine kollektive Identität, eine gewissen Kontinuität des Protestgeschehens

sichert, das mit dem Anspruch auf Gestaltung des gesellschaftlichenWandels verknüpft ist«

(Roth/Rucht 2008: 13).
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besteht darin, Verdrängung zu stoppen, Gentrifizierung zu skandalisieren, Ge-

genstrategien zu entwickeln, für ein ›Recht auf Stadt‹ zu kämpfen und innovative,

gebrauchswertorientierte Wohnraumkonzepte und architektonische Innovationen

zu stärken.

3 Dimensionen widerwilliger Betroffenheit

DaMietende selbst Teil des Diskurses sind,werden zunächst ihre Stimmenwieder-

gegeben. Zum einen, um eine Problembeschreibung von Betroffenen widerzuge-

ben, zumanderen,umzentrale Konflikte in den unterschiedlichen Städten zu iden-

tifizieren und um die artikulierten Problemlagenmit den getroffenenMaßnahmen

abzugleichen. Betroffene selbst kommen in den untersuchten Lokalmedien unter-

schiedlich häufig zu Wort, insbesondere im Schwäbischen Tagblatt werden häufig

PositionenderMietenden,die sich in prekärenLagenbefinden,wiedergegeben.Für

die mediale Berichterstattung ist zu beachten, dass einerseits Mietende, die sich in

prekären, verzweifelten Situationen an die Öffentlichkeit wenden, mitunter Angst

vor Konsequenzen durch den/die Vermieter:in und Schamgefühle haben. Anderer-

seits gibt es auch ein gesteigertes mediales Interesse, besonders prekäre Geschich-

ten zu veröffentlichen.

3.1 »Wir sind erschöpft«3

DiePerspektive vonMietendenwird vermehrtwiedergegeben,wennKonflikte offen

ausgetragenwerden und sich Frust und Verzweiflung angestaut haben.Die Berich-

te zeigen, dass es zu Belastungen durch Preissteigerungen oder unsichere Wohn-

verhältnisse kommt.Dies geschieht beispielsweise bei derModernisierung ehemals

bezahlbarer Bestände, bei Entmietung, spekulativenWeiterverkäufen undEigentü-

merwechsel. Die folgenden Ausführungen illustrieren die physischen und psychi-

schen Belastungen, die mit derWohnungskrise einhergehen.

Als exemplarisch für Konflikte und Belastungen, die im Zuge von Modernisie-

rungsarbeiten auftreten, können die folgenden fallübergreifend zu verzeichnenden

Berichte über die Wohnverhältnisse bei Vonovia gelesen werden: Im Nordbahnhof

Viertel in Stuttgart kommt es zu Konflikten infolge modernisierungsbedingter

Mieterhöhungen: »›Wir sind erschöpft, 40 ProzentmehrMiete sind einfach zu viel.

Was Vonovia da macht, ist Willkür!‹« (Stuttgarter Nachrichten 08.05.2018) Auch

in anderen untersuchten Städten berichten Mieter:innen von baulichen Schäden,

wie beispielsweise monatelang defekten Aufzügen oder Wasserschäden, die lange

nicht behoben werden. »›Im Haus gibt es Herzkranke, es gibt Asthmatiker, und es

3 Mietende, in: Stuttgarter Nachrichten 08.05.2018.
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gibt kleine Kinder, die getragen werden müssen, kaum einer der Mieter kommt

derzeit komplikationslos in seine Wohnung.‹« (Schwäbisches Tagblatt 02.02.2017)

Offenbar bestehen erhebliche Kommunikationsprobleme. Die grundlegende Infra-

strukturversorgung scheint über längere Zeiträume nicht gewährleistet zu sein.

In Dresden berichtet eine Vonovia-Mieterin, dass sie sich »›ohnmächtig‹« fühle.

»Sie könne diesen Prozess nur aus der Vogelperspektive beobachten, ohne wirklich

Einfluss zu nehmen.« (Sächsische Zeitung 14.02.2019)

In Stuttgart wird über die drohende Zwangsräumung einer schwerbehinderten

Seniorin durch Vonovia berichtet, die durch Protest zeitlich verzögert wurde: »Seit

25 Jahren lebtdie zu80Prozent schwerbehinderteFrau in ihrerWohnung,die inzwi-

schen 805 Euro Miete kostet: ›Mit meiner Rente von 1000 Euro kann ich sie gerade

so bezahlen.‹« (Stuttgarter Nachrichten 05.07.2018)

Ebenfalls in Stuttgart berichtet eine Mieterin nach dem Weiterverkauf von 83

Wohnungen durch den Kommunalen Versorgungsverband Baden-Württemberg in

der Offenbachstraße: »Falls sich die Miete weiter erhöhe, könne sie diese schlicht

nicht mehr aufbringen. Derzeit zahle sie 555 Euro für 55 Quadratmeter. Die Angst

vorderObdachlosigkeit teilenmehrereMieter.« (StuttgarterZeitung 14.02.2017)Die

Wohnungen wurden in den 1970er Jahren größtenteils an Beamte und Beschäftigte

im öffentlichenDienst vergeben, von denen viele,mittlerweile in Rente, noch in der

Siedlung leb(t)en. Sie äußern unmittelbare Angst vor Verdrängung und Obdachlo-

sigkeit, die nicht so drastisch wäre, wenn es genügend bezahlbare Angebote in der

Nähe gäbe. Beispiele wie diese finden sich in den Lokalzeitungen viele. Ohne unter-

schiedlicheGeschäftspolitikennegierenzuwollen, lässt sich feststellen,dass auch in

Siedlungen von öffentlichen Wohnungsbaugesellschaften oder Privatvermieter:in-

nen ähnliche Situationen geschildert werden.

Drastische Situationen spielen sich in Gemeinschaftsunterkünften ab, wobei

über diese nur vergleichsweise selten in der Presse berichtet wird. In der Frank-

furter Rundschau berichtet ein seit sieben Jahren in Deutschland lebenden Syrer,

der in Frankfurt keine Wohnung findet, von seiner Wohnsituation. Er arbeitet am

Flughafen in der Nachtschicht, tagsüber hindere ihn der Lärm in der Unterkunft

am Schlafen. Seine Tochter bekomme Hautausschlag vom Spielen im Sandkasten,

was auf ein Rattenproblem auf dem Gelände zurückgeführt wurde (Frankfurter

Rundschau 03.09.2021).

Die exemplarisch geschilderten Situationen sind Ausdruck des beispielslosen

Schwunds an bezahlbarenWohnungen, der es für viele Personen sehr schwierig bis

unmöglichmacht, eine (Ersatz-)Wohnungzufinden, sodass sie inuntragbarenVer-

hältnissen verharren müssen: »Du findest nichts. Null. Keiner möchte so viele Kin-

der. Keiner möchte Hartz IV. Wir hängen in einem Loch und kommen nicht mehr

raus.« (Schwäbisches Tagblatt 05.01.2018)
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3.2 Wer wird diskursiv als betroffen charakterisiert?

Wendetman denBlickweg von den Stimmender Betroffenen selbst hin zu denEnt-

scheidungsträger:innen fällt auf: Je nachdem,wer sichmit welcher Intention in der

Presse äußert, werden die »widerwillig« (Fields 2017) betroffenen Gruppen unter-

schiedlich charakterisiert. Mit der zunehmenden Betroffenheit des Mittelstandes

hat die öffentliche Debatte an Dynamik gewonnen. So spricht Boris Palmer in sei-

ner Neujahrsrede 2018, die das Wohnen als zentrales Thema setzte, von Mietenden

als benachteiligter Gruppe. Zudem werde »für immer mehr junge Familien […] aus

demTraum von den eigenen vierWänden ein finanzieller Alptraum« (Schwäbisches

Tagblatt 12.01.2018). Chris Kühn, für Wohnungspolitik zuständiger Bundestags-

abgeordneter von B90/Die Grünen, spricht von Menschen mit »geringen, aber

auch normalen Einkommen«, die besonders betroffen seien (Schwäbisches Tagblatt

29.11.2017). Die Beauftragten fürWohnraum in Tübingen äußern sich differenzier-

ter als Palmer: Betroffen seien »vor allem Menschen mit geringem Einkommen,

Studierende, ältere Menschen, Behinderte und […] zunehmend auch Haushalte

mit mittlerem Einkommen« (Schwäbisches Tagblatt 05.04.2017). Mike Josef (SPD),

Planungsdezernent in Frankfurt, bekundet: »Mein Interesse ist, dass niedrige und

mittlereEinkommensbezieher sichunsere Stadt noch leisten können.« (Frankfurter

Rundschau 17.08.2018) Generell scheint ein Unterschied darin zu bestehen, wie die

Fachressorts der Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik und Oberbürgermeis-

ter:innen den Betroffenenkreis charakterisieren.

In Dresden weist der Mieterbund darauf hin, dass insbesondere Familien

mit mehreren Kindern und Alleinerziehende betroffen seien (Sächsische Zeitung

20.03.2019). In Tübingen warnt er vor einer Verarmung des unteren Mittelstands

(Schwäbisches Tagblatt 27.07.2017). Teilweise, in Frankfurt etwa,weist der AStA auf

dieGruppe der Studierendenhin.DemParitätischenGesamtverbundFrankfurt zu-

folge sei »dieVersorgung […]nichtmehrnur fürObdachlose,Geflüchtete,Menschen

mit Behinderung, Ältere und Einkommensschwache eine große Herausforderung«

(Frankfurter Rundschau 27.01.2018). Die Wohnsituation von Senior:innen stärker

zu berücksichtigen, fordert unter anderem die CDU in Dresden.

In Stuttgart setzt der Vorstandsvorsitzende der Wüstenrot Bausparkassen AG

einen Schwerpunkt auf Kaufinteressierte, für die das Eigentumunbezahlbarwerde:

EinMarkt unterhalb von 250.000€ existiere kaum (Stuttgarter Zeitung 07.08.2015).

Haus und Grund fordert, beim Neubau auch an die Mittelschicht zu denken (vgl.

ebd.). Der ehemalige Chef des Verbandes SächsischerWohnungsgenossenschaften

rechnet aus: »Mehr als 6,50 Euro Kaltmiete können sich die allermeisten Sachsen

nicht leisten.« (Sächsische Zeitung 27.10.2016)

Die größten Versorgungslücken bestehen bei Haushalten von Alleinerziehen-

den, (großen) Familien, Geringverdiener:innen, von rassistischer Diskriminierung

Betroffenen, Haushalten mit pflegebedürftigen oder auf Barrierefreiheit angewie-
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senen Mitgliedern, Geflüchteten oder auf Transferleistungen angewiesenen Men-

schen.Dennoch erreicht die Rückkehr derWohnungsfrage auchMittelschichthaus-

halte. Sie belastet damit einen Großteil der Stadtbevölkerung finanziell, körperlich

und/oder psychisch.

Im Abgleich der direkten Zitate und der (konstruierten) Betroffenheiten wird

deutlich, dass eine diverse Gruppe vonMietenden und von Verdrängung Bedrohten

über O-Töne in der Berichterstattung auftaucht. Wenig direkte Zitate finden sich

hingegen von Menschen, denen eine Zwangsräumung droht, die von Wohnungs-,

oder Obdachlosigkeit betroffen sind oder die in Gemeinschaftsunterkünften und

staatlich angemieteten Hotels leben. Ihre Perspektiven sind diskursiv und poli-

tisch unterrepräsentiert. Dies resultiert vermutlich auch aus der Aufteilung der

Wohnungspolitik auf unterschiedliche Politikfelder, die sich in der diskursiven

Resonanz derWohnungsfrage unterschiedlich stark wiederfinden.

4 Politisierungsdiskurse

Was wird nun konkret diskutiert, das getan werden müsste, um ›die soziale Frage

unserer Zeit‹ zu lösen? Vorgestellt werden im Folgenden ausgewählte Debatten zur

Produktions- und Baupolitik, zur Regulation und zur Bodenpolitik. Vorausgestellt

sei dem Folgendes: Nicht zuletzt auf den Druck der Mieter:innenbewegung ist die

Forderung, mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaffen und zu gewährleisten, mitt-

lerweile imMainstreamangekommen.Medialweisen einflussreicheAkteuredarauf

hin, dass mehr für die Bezahlbarkeit getan werden muss. Die baden-württember-

gische Ministerin für Landesentwicklung und Wohnen, Razavi (CDU), erklärt als

eine ihrer »Hauptaufgaben« (Stuttgarter Zeitung 17.05.2021) Städte und Gemein-

den bei der Schaffung von »mehr bezahlbaremWohnraum« zu unterstützen. Auch

Akteure aus der Immobilienbranche betonen Bezahlbarkeit: Man brauche in Stutt-

gartmehrWohnungen, »auch solche, die bezahlbar seien« (StuttgarterNachrichten

01.04.2019). Die kommunale ABG Frankfurt Holding lässt wissen, dass die Markt-

preise, die derzeit 16–17 €/m² »hergeben«, bei ihr nicht realisiert werden (Frankfur-

terRundschau 14.08.2018).Auchprivate undfinanzialisierte Träger heben ihreRolle

bei der Bezahlbarkeit hervor: In Tübingen versichert Haus und Grund: »Der priva-

te Bauherr baue immer noch am günstigsten. […] ›Die Mieten unserer Mitglieder

liegen unter demMarkt‹« (Schwäbisches Tagblatt 24.09.2018). Auch Rolf Buch, Vor-

standsvorsitzender der Vonovia SE, des größten europäischen, im DAX gelisteten

Wohnungsunternehmens, sagt: »Er habe die Forderungen der Politik nach bezahl-

baremWohnraum gehört: ›Wir werden unseren Teil dazu beitragen.‹« (Stuttgarter

Nachrichten 19.12.2017)

Diskursiv scheinen alle an einem Strang zu ziehen. Dennoch ist das Wohnen

nicht bezahlbar. Handelt die Politik zu langsam? In Frankfurt wird dieser Vorwurf
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insbesondere von Seiten der sozialen Bewegungen und dem Mieterverein ›Mie-

ter helfen Mietern‹ artikuliert; ebenso von den Landtagsoppositionsfraktionen,

die zum Beispiel die Blockade der hessischen Regierungskoalition aus CDU und

B90/Die Grünen bei der Einführung einesWohnraumzweckentfremdungsgesetzes

beklagen. In Stuttgart äußern nicht nur die Mieter:innen und die sie vertretenden

Institutionen den Vorwurf, dass die Politik zu langsam handele, sondern auch der

immobilienwirtschaftliche Verband für die Metropolregion Stuttgart (Stuttgarter

Nachrichten 19.02.2019).Damals hatte die Immobilienwirtschaft ein aus ihrer Sicht

zu zögerlich aufgegriffenes Pilotprojekt zur Reduzierung der Baukosten über die

Ausschöpfung von planungsrechtlichen Spielräumen angestoßen. Die SPD leitete

den Druck weiter an Baubürgermeister Pätzold (B90/Die Grünen): »Manchmal

müssen die Fraktionen halt die Verwaltungsspitze zum Jagen tragen.« (ebd.) Die

CDU ergänzt: »Es ist ärgerlich, dass das gerade beim Thema Wohnen so oft nötig

ist.« (ebd.) Auch die in den lokalenMedien zitiertenWissenschaftler:innen sind der

Meinung, dass die Politik zu langsam handele und ein notwendiges »Gesamtpaket«

am fehlenden politischenWillen scheitere (Stuttgarter Zeitung 08.06.2019).

4.1 Bauen, Bauen, Bauen – bezahlbar, bezahlbar, bezahlbar?

Eines der simpelsten und bekanntesten Argumente ist, die Wohnungsfrage strate-

gisch auf eine Frage des Ausgleichs von Angebot und Nachfrage zu reduzieren und

eine Erhöhung des Angebots zu fordern. Da die fortschreitende Urbanisierung zu

Bevölkerungszuwachs führt, fordern nahezu alle Akteure verstärkte Neubauakti-

vitäten. Eine starke Priorisierung des Neubaus und das Vertrauen auf die Kräfte

des Marktes wurden im Dresdner Wahlkampf 2019 mit dem Slogan »Bauen, Bau-

en, Bauen« auf den Punkt gebracht (vgl. Glatter 2020). Auch in Talkshows oder Zei-

tungsinterviews führen einige die beliebte Alliteration an, so zum Beispiel der hes-

sische FDP-Fraktionschef René Rock (Frankfurter Rundschau 06.06.2018) oder Bet-

tinaWiesmann von der CDU Frankfurt.

Aus politökonomischer Perspektive schreibt der ›laisser-faire‹ ökonomische

Vorschlag, Neubau zu priorisieren ohne eine weitere Träger- oder bodenpolitische

Differenzierung vorzunehmen, bestehendeWidersprüche zwischen den Interessen

der Mieter:innen und denen der Eigentümer:innen fort. Er lässt zudem ökologi-

sche Fragen unbeantwortet und wird mitunter eingesetzt, um Diskussionen über

die Regulation des Bestandes diskursiv in seinen Schatten zu stellen oder gar zu

delegitimieren.

Aus Perspektive der privatenWohnungswirtschaft ist es kaummöglich, bezahl-

barenWohnraum zu schaffen, da die vielen Vorschriften, aber auch die teuren Ma-

terialkosten dies verhindern. Genannt wird zum Beispiel die Energie-Einsparver-

ordnung von 2016. Sie steigere die Baukosten um8Prozent, führe aber kaumzu zu-

sätzlicher CO2- Einsparung (Schwäbisches Tagblatt 02.02.2017). Die hohen Kosten
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der Produktion werden in Dresden durch den Verband der Sächsischen Genossen-

schaften, ebenso wie durch die CG Gruppe AG, Terragon Investment GmbH oder

B&O Bau und Projekte GmbH thematisiert. Aber auch Vorgaben der Stellplatzver-

ordnung ließen die Preise steigen. Radplätze seinen deutlich günstiger. Mitglieder

des Verbands der Immobilienwirtschaft Stuttgart (IWS) haben ihre Bücher offen-

gelegt und Lösungsvorschläge erarbeitet: »Verzicht auf Keller, weniger Stellplätze,

Grundstücke besser ausnutzen – will heißen: Dichter bauen –, oder kürzere Bear-

beitungszeiten bei kommunalenÄmtern« (StuttgarterNachrichten 24.09.2018).Die

CDU Frankfurt betont in ähnlicher Weise, dass der Staat »das Bauen fördern und

[…] über Bauvorschriften und andere Hürden gesprochen werden [müsse]« (Frank-

furter Rundschau 27.01.2018). Dieser Diskurs prägt auch vor demHintergrund der

aktuellen Krise der Bauwirtschaft die Debatten.

DieParteienDie Linke,B90/DieGrünenund teilweise auchdieSPD fordernhin-

gegen, dass bei Neubaugebieten ab einer gewissen Größemehr bezahlbarerWohn-

raum geschaffen werden muss. Sie plädieren dafür, anteilige Quoten für öffentli-

che Träger, Genossenschaften, gemeinschaftliche Wohnprojekte und geförderten

Wohnraum verbindlich festzuschreiben. Denn:

»Wir können […] nicht so viel bauen, dass die Preise dadurch relevant sinken, weil

der Neubau in der Herstellung so teuer ist, dass die Erstvermietung denMietspie-

gel treibt und nicht senkt. Deswegen ist das Einzige, was wir machen können, mit

Preisdämpfungen und Preisbegrenzungen über Fördermittel und städtische Vor-

gaben zu reagieren.« (OB Boris Palmer in: Schwäbisches Tagblatt 11.02.2019)

Daher haben die untersuchten Kommunen mittlerweile Baulandbeschlüsse ver-

abschiedet, die verbindliche Quoten für gewinnbeschränkte Eigentumsformen

und/oder Marktsegmente bei größeren städtebaulichen Entwicklungsprojekten

festschreiben. CDU und FDP versuchen, diese ›Investitionshemmnisse‹ wieder zu

lockern oder zu streichen.

Soziale Bewegungen hingegen formulieren die Forderung, sich im Neubau

(ausschließlich) auf bezahlbaren Wohnraum zu fokussieren. In den untersuchten

Kommunen haben zwischen 40–50 Prozent der Mieter:innen vom Einkommen

her Anspruch auf eine Sozialwohnung. Doch die Bestände liegen zwischen vier bis

sechs Prozent. In diesem Sinne adressiert das Frankfurter Bürgerbegehren ›Miet-

entscheid‹ die Kommunalpolitik und die öffentliche Wohnungsbaugesellschaft

ABG Frankfurt Holding. Es fordert eine soziale Ausrichtung der Geschäftspolitik

des Unternehmens, das 18 Prozent des kommunalen Mietwohnungsbestandes be-

wirtschaftet (Tabelle 1). Erstens soll die ABG im Neubau zu 100 Prozent geförderten

Wohnungsbau für geringe und mittlere Einkommensschichten schaffen; zweitens

soll für alle Bestandsmieter:innen, »die vom Einkommen her Anspruch auf eine

Sozialwohnung haben, jedoch eine höhere Miete zahlen« (Mietentscheid Frankfurt
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2022), die Miete auf das Preisniveau des sozialen Wohnungsbaus gesenkt werden.

Drittens sollen die »durch Mieterfluktuation freiwerdenden freifinanzierten Woh-

nungen künftig zu den entsprechenden Preisniveaus und Belegungsbindungen des

geförderten Wohnungsbaus vermiete[t werden]« (ebd.). Diese Maßnahme würde

über die Rekonfiguration vonNeubauundBestandspolitik denBestandbezahlbarer

Wohnungen unmittelbar erhöhen und sich zudem dämpfend auf die ortsübliche

Vergleichsmiete auswirken. Doch wenn konsequent die Forderung nach bezahlba-

remWohnraum artikuliert wird, kommt es zu massivem diskursivem Gegenwind:

Gleich zu Beginn des Bürgerbegehrens ›Mietentscheid‹, das Ende 2018 20.000

Stimmen der Stadt Frankfurt überreicht und mit hoher fachlicher Kompetenz

diese drei Forderungen entwickelt hat, wurde es vom Geschäftsführer der ABG

Frankfurt, Frank Junker, diskreditiert: Es drohe »Ghetto«-Bildung und der wirt-

schaftliche Ruin des Unternehmens. Die Forderung sei »rechtlich nicht zulässig«

und würde dem öffentlichen Unternehmen wirtschaftlichen Schaden zufügen. Die

Spekulanten würden sich freuen,wenn die ABG keine freifinanziertenWohnungen

mehr baue. Ihnen solle man den Markt nicht überlassen (Frankfurter Rundschau

14.08.2018). Institutionalisierte stadtpolitische Akteure begegneten diesen Diffa-

mierungen nicht entschieden. Die über das formalisierte Vorgehen vertretenen

Ansprüche ›schwacher Interessen‹ wurden damit als überzogen, unrealistisch oder

fehlgeleitet zurückgewiesen. Dennoch hat der Mietentscheid die wohnungspoliti-

sche Debatte über Jahre hinweg stark geprägt und bewirkt, dass die Forderungen

in abgeschwächter Form in den aktuellen Koalitionsvertrag aufgenommenwurden:

Dort steht, es »scheint vertretbar«, bei der ABG Frankfurt Holding die Quote des

geförderten Wohnungsbaus im Neubau zu erhöhen (Koalitionsvertrag zwischen

SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 2021: 1377ff.; Schipper 2023).

Die Forderung nach konsequent und ausschließlich bezahlbarem Neubau wird

in keiner der untersuchten Städte durch hegemoniale Akteure vertreten. Dies zeigt

erstens, dass die Profitorientierung der Immobilienwirtschaft und der öffentlichen

Wohnungsunternehmen, außer von sozialen Bewegungen, nicht grundlegend

in Zweifel gezogen wird. Zweitens wird nicht über den Kostenfaktor Bodenpreis

diskutiert. Und drittens wird deutlich, dass es im Neubau bei der staatlichen Ge-

währleistung nur um eine ›angemessene soziale Mischung‹ geht und nicht um

Wohnsicherheit für Alle. Um diesen persistenten, ideologischen Diskurs zu kon-

textualisieren, sei auf die Fachliteratur verwiesen, die an dieser Stelle nur kurz

wiedergegeben werden kann (für einen Überblick, siehe Vollmer 2019: 150ff.).

Zugespitzt kann gesagt werden: Durch das Narrativ der Sozialen Mischung wird

die Vorstellung gefestigt, dass gute öffentliche Infrastrukturen vor allem in Nach-

barschaften der Mittel- und Oberschicht vorzufinden sind und durch die ›soziale

Mischung‹ auch ärmeren Haushalten zugänglich gemacht werden können. Al-

lerdings gibt es empirisch keine Belege für positive Effekte von durchmischten

Quartieren für Einkommensärmere. Räumliche Nähe kann sogar zu einem erhöh-
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tenUnsicherheitsgefühl unter Einkommensärmeren führen und ohne flankierende

Maßnahmen im Hinblick auf Arbeitsmöglichkeiten und Bildung keine verbesserte

demokratische Teilhabe bedingen (vgl. DeFilippis/Fraser 2020: 362; Vollmer 2019:

150ff.).

Zusammengefasst gibt es imHinblick aufdieProduktioneine starkeDiskursko-

alition zwischen CDU, FDP und Immobilienwirtschaft und IHK, die auf verstärkte

Neubaupolitik setzt und eine Verschlankung von bürokratischen Abläufen fordert.

Demgegenüber steht eine Koalition aus Parteien links der Mitte, die anteilig mehr

bezahlbarenWohnungsbau fordert und dabei teilweise in der Zivilgesellschaft ent-

wickelte Forderungen aufgreift. Ihr fehlen zurDurchsetzung ihrer Ziele langfristige

politischeMehrheiten und starke Verbündete –mitunter selbst,wenn es öffentliche

Wohnungsunternehmengibt.Zudemwerdenbestehende Initiativendurchdas per-

sistente Narrativ der Sozialen Mischung wesentlich geschwächt.

4.2 Regulative Instrumente

Im deutschen Mietrecht sind Mieterhöhungen auch ohne Aufwertung der Bausub-

stanzmöglich.Diese dürfen in laufendenVerträgenbis zur ortsüblichenVergleichs-

miete erfolgen und dieHöhe von 15–20 Prozent in drei Jahren nicht übersteigen.Ei-

ne zentrale Forderung der Mieter:innenbewegung ist daher der Mietenstopp. Die-

ser wurde sowohl auf kommunaler Ebene – dort an spezifische öffentliche Unter-

nehmen –, als auch auf Landesebene, beispielsweise durch das Volksbegehren ›6

Jahre Mietenstopp Bayern‹ oder das ›Bündnis Mietenwahnsinn Hessen‹, an die Po-

litik herangetragen. Ebenso existiert das bundesweite ›Bündnis Mietenstopp‹, das

von der Mieter:innenbewegung, denMietervereinen, Gewerkschaften, dem Paritä-

tischen Wohlfahrtsverband und der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosen-

hilfe unterstützt wird4. Ein (zeitlich begrenzter) Mietenstopp soll eine Verschnauf-

pause auf dem Wohnungsmarkt schaffen und Zeit einräumen, bis auf das urbane

Bevölkerungswachstummit bezahlbaremNeubau reagiert werden kann.

DiebeidenGesetze,diedieBundesregierung2015 zurBegrenzungderMietprei-

se einführte,waren dieMietpreisbremse und die Kappungsgrenze5. Kurz nach Ein-

führungderMietpreisbremsebekundetederGeschäftsführerdes IVD-Instituts,der

Gesellschaft für Immobilienmarktforschung und BerufsbildungmbH., dass er sich

»von einer Mietpreisbremse […] keine Vorteile [erwartet]. Stattdessen könnte

noch weniger gebaut werden, weil Geldanleger dann ihre hohen Kosten nicht

4 https://bayern.mietenstopp.de//https://mietenstopp.de/

5 Die Kappungsgrenze ermöglicht es, in Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten die

Mietpreissteigerungen nicht bei 20 Prozent, sondern bei 15 Prozent in drei Jahren zu deckeln.
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mehr ausreichend durch das Vermieten hereinspielen könnten.« (Stuttgarter

Nachrichten 07.08.2015)

Auch der ›Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümerverein Tübingen e.V.‹ spricht

sich gegen die Mietpreisbremse aus (Schwäbisches Tagblatt 24.09.2018). Kritisiert

wird von Teilen der politischen Entscheidungsträger:innen, dass die Mietpreis-

bremse kaum Wirkung entfalte und damit den Kommunen kaum Handlungs-

spielraum eröffnet (Schwäbisches Tagblatt 24.11.2019). Die Parteien SPD, B90/Die

Grünen, Die Linke, der Mieterbund und die Mieter:innenbewegung fordern, die

Mietpreisbremsenachzuschärfenbeziehungsweise einenMietenstoppeinzuführen

(Schwäbisches Tagblatt 22.08.2019). Nicht zuletzt erhöhte das Enteignungsbegeh-

ren in Berlin den Druck auf die Landespolitik derart, dass dort auf Initiative der

SPD der Mietendeckel vorgeschlagen und 2020 vom Berliner Senat implementiert

wurde (vgl. Kusiak 2021). Auch in anderen Städten, unter anderem in Tübingen

(Boris Palmer) und Frankfurt (SPD), wurde ein Mietendeckel in den Diskurs ein-

gebracht. Das Bundesverfassungsgericht erklärte den Berliner Mietendeckel 2021

für nichtig. Er wurde aufgehoben, da die Zuständigkeit für die Regulierung der

Mietpreise beim Bund liege. Daraufhin forderte die Mieter:innenbewegung den

Bund auf, einenMietendeckel zu erlassen, der vorerst jedoch nicht zu erwarten ist.

Tendenziell stehen immobilienwirtschaftsnahe Akteure wie Haus und Grund,

der Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft (VdW) oder andere Bran-

chenverbände regulativen Maßnahmen im BauGB oder BGB, die ihre Spielräume

möglicherweise einschränken, ablehnend gegenüber. So heißt es über das besonde-

re Vorkaufsrecht von Kommunen, dass es dem wirtschaftlichen Wettbewerb scha-

de und ein »weiteres Investitionshemmnis für Investoren und Bauherrn« darstelle

und generell nicht dazu führe, dass mehr Wohnraum entstehe (Frankfurter Rund-

schau 07.05.2021). Die Vertreter:innen der Kommunen sehen in einem breiten In-

strumentenkasten einen wichtigen Bestandteil der Regulation (Süddeutsche Zei-

tung 24.11.2021; Vollmer 2021). Die Mieter:innenbewegung und die Kommunen po-

litisieren zwar einzelne Paragrafen, wie den § 559 Abs. 1 BGB zu Modernisierungs-

mietsteigerungenoderMilieuschutzsatzungenundVorkaufsrechte (§ 172Abs. 1Satz

1Nr. 2 BauGB). Aber eine breiteDiskurskoalition, die für eine andere, sozial gerech-

te Form der Mietrechtsgestaltung argumentiert, bei der mehr Beweislast bei den

Vermieter:innen liegenwürde, ist nicht zu erkennen.Dementgegen arbeitenAkteu-

re aus der Wohnungswirtschaft, insbesondere Haus und Grund, dagegen, dass die

Rechte der Vermieter:innen weiter eingeschränkt werden. Auchmahnt eine baden-

württembergische Baugenossenschaft: »Viele private Vermieter würden sich nicht

trauen, ihreWohnungen zu vermieten.« (Stuttgarter Zeitung 04.07.2018)

Die FDP und die CDU, die sich tendenziell dagegen aussprechen, Bestandsre-

gulation zu stärken und die Quote des gefördertenWohnungsbaus zu erhöhen, be-

fürworten die VersorgungmitWohngeld.Haushaltemit geringemEinkommen be-

https://doi.org/10.14361/9783839467428-003 https://www.inlibra.com/de/page/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839467428-003 
https://www.inlibra.com/de/page/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/


Johanna Betz: Diskursive Resonanzen auf die Rückkehr der Wohnungsfrage 45

kommen darüber einen Teil ihrerMiete subventioniert.DasWohngeld, auf dem ein

Förderschwerpunkt der Bundesregierung liegt, wirkt jedoch depolitisierend, da es

die Frage,wie zukünftigWohnungsmärkte gestaltetwerden sollen,überhaupt nicht

aufkommen lässt und Pfadabhängigkeiten verstetigt. Seltener wird im lokalen öf-

fentlichenDiskurs der Zeitungen die Frage verhandelt, ob es für das Allgemeinwohl

förderlich ist,wenn über Kosten der Unterkunft oderWohngeldmit den steigenden

Marktpreisen immer höhere Summen an öffentlichenGeldern für privateMarktak-

teure bereitgestelltwerden (müssen),die darübernicht indie langfristige Schaffung

bezahlbarer Segmente investiert werden. Der Staat trägt damit zur Steigerung der

Vermögensungleichheit bei. Denn der Immobilienbesitz ist in der Bundesrepublik

sehr ungleich verteilt. Das Immobilienvermögen der Privathaushalte, das rund die

Hälfte des gesamten privaten Vermögens ausmacht (vgl. Mertens 2015: 275), stieg

von »5,3 Billionen Euro im Jahr 2011 auf 9,7 Billionen Euro oder 287 Prozent des BIP

imJahr 2018« (Baldenius et al. 2019: 209).Amstärkstenprofitiert habendie reichsten

10 Prozent der Bevölkerung, die 2011 im Besitz von 59 Prozent des Immobilienver-

mögenswaren.Über 70Prozent derVermögenszuwächse sind auf höherePreise zu-

rückzuführen; und damit insbesondere auf die Bodenpreisentwicklung. Auf Grund

der geringen Eigentumsquoten sind die Haushalte der unteren Einkommenshälfte

fast leer ausgegangen.

4.3 Vereinbarungen mit (börsennotierten) Unternehmen

Die Legislative hat bisher davon abgesehen, die Mietpreisbremse zu verschärfen

oder gar einen Mietendeckel einzuführen. Stattdessen haben einzelne Unterneh-

men auf politischenDruck hin und inKoalitionmit regierendenParteien6 beschlos-

sen, ihre Mieten weniger stark zu erhöhen, als dies ihnen möglich wäre. Zunächst

reagierten die öffentlichen Unternehmen, darunter die ABG Frankfurt Holding

(2016–2026), die Nassauische Heimstätte (NH) (2018–2023) und die SWSG Stutt-

gart (2016–2021) auf denProtestmit einemMietenstopp.Das zeigt: Die öffentlichen

Wohnungsunternehmen erweisen sich als responsiv auf gesellschaftlichen Druck.

Auch Vonovia SE erklärte sich bereit, eine ›Vereinbarung für ein klimagerechtes

und bezahlbares Wohnen‹ über eine Begrenzung des Mietanstiegs in Frankfurt

(2021–2023), ebenso in Berlin, abzuschließen. Dies geschah vor dem Hintergrund

zunehmenden Protests, der Übernahme der ebenfalls im DAX gelisteten Deutsche

Wohnen SE, aber auch im Zuge eines Wandels der Environmental Social Gover-

nance (ESG)-Prinzipien der EU-Taxonomie Anfang 2022, die Kapitalströme in

nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten lenken soll. Die Vereinbarung mündete in po-

sitiven Schlagzeilen, wie »Vonovia bremst Mietanstiege« (Frankfurter Rundschau

08.03.2021).

6 In beiden vorgestellten Fällen war das die SPD.
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Die Wirksamkeit der Vereinbarungen ist allerdings umstritten und unter-

scheidet sich von Unternehmen zu Unternehmen. Immer wieder kommt es zu

Konflikten, die zeigen, dass die Einhaltung der Vereinbarungen nur schwer zu er-

wirken und zu überprüfen sind. So zumBeispiel in der Frankfurter Nordweststadt,

wo die NH bei 253 ihrer dortigen knapp 400Mietparteien dieMiete zwischen 4 und

15 Prozent innerhalb von drei Jahren erhöhte. Laut des Mietenstopps dürfte der

Preis nur um 1 Prozent pro Jahr bei Mieter:innen mit niedrigen und mittleren Ein-

kommen steigen.Während sich in der Siedlung Protest formierte, betonte die NH,

das Geld würde für bezahlbaren Wohnungsneubau und energetische Sanierung

benötigt (Frankfurter Rundschau 06.01.2021).

SolcheBeispiele zeigen,dass dieUnternehmenauf politischenDruck reagieren.

Sie zeigen aber auch, wie schwer die Kommunen und von Verdrängung bedrohten

Akteure das Phänomen der unternehmerischen (Selbst-)Regulierung kontrollieren

können. Dies ist ein Ergebnis fehlender Regulierungen auf Bundesebene. Es liegt

auch an fehlenden, öffentlich verfügbaren Daten, die über die Lokalisierung und

Anzahl der Unternehmensbestände und ihre jeweiligenMiethöhen Auskunft geben

undunzureichendemWissen über dasGeschäftsmodell finanzialisierterUnterneh-

men.

4.4 Der Umgang mit Grund und Boden

Was die Miethöhe, den Handel mit Immobilien und die Neubaukosten betrifft, so

sind Bodenpreise essenziell. Jedoch spielen sie im Zeitungsdiskurs eher eine unter-

geordnete Rolle. Das ist erstaunlich: In München stiegen die Baulandpreise in den

Jahren 2000–2018 um 350 Prozent, die Angebotsmieten von 2010–2020 um 60 Pro-

zent.Währenddort im Jahr 1950derAnteil desBodenpreises anderErrichtungeines

Wohnhauses bei 1,42 Prozent lag, belief er sich 2018 auf 79,15 Prozent.Deutschland-

weit lag der Anteil im Jahr 2017 durchschnittlich bei 32,10 Prozent (vgl. Vogel 2019:

38). In Frankfurt haben sich die Preise allein zwischen 2014–2018 mehr als verdop-

pelt; im Jahr 2018 kostete hier die Wohnbaufläche in guter Lage im Schnitt 10.000

€/m² (vgl. Belina 2021: 69). Der Anstieg der Bodenpreise hat nicht nur unmittelbare

Auswirkungen auf die Höhe der Mietpreise, sondern betrifft auch die Allgemein-

heit, weil die hohen Preise öffentlich aufgebracht werden müssen, wenn beispiels-

weise öffentlicheFlächen für Infrastrukturmaßnahmen fehlenoderdiehohenMiet-

preiseüberWohngelderschwinglichgehaltenwerden.DasDeutsche Institut fürUr-

banistik fordert daher: »Diese überzogenen Baulandpreise dürften nicht mehr be-

zahlt werden, […] die Wertsteigerung des Bodens müsse der Allgemeinheit zugu-

tekommen.« (Sächsische Zeitung 12.03.2019) Auf bundespolitischer Ebene verleiht

das ›Bündnis Bodenwende jetzt!‹ der Notwendigkeit eines Paradigmenwechsels in

derBodenpolitikNachdruck.Auf lokalerEbenewerdenbodenpolitische Fragen,wie

zumBeispiel der vermehrte Einsatz vonErbpacht und dieHöhe der Erbpachtzinsen
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primär durch Stadtplanungsbehörden und gemeinschaftlicheWohnprojekte in die

Diskussioneingebracht.So lanciertedas ›Netzwerk für gemeinschaftlichesWohnen

Frankfurt e.V.‹ 2020 eine erfolgreiche Kampagne zur Senkung des Erbpachtzinses.

Insgesamt spielt die Frage der Dekommodifizierung oder der stärkeren Regu-

lation des Bodenmarktes in der Lokalpresse jedoch eine randständige und durch

Expert:innen geprägte Rolle. Das hängt vermutlich mit folgenden sechs Aspekten

zusammen: Erstens erstrecken sich staatliche bodenpolitische Spielräume auf un-

terschiedliche Politikfelder und -ebenen und sind damit sehr komplex.Zweitens gibt

es über die Höhe der Bodenpreise keine öffentlich verfügbaren, einheitlichen Erhe-

bungen (vgl. Vogel 2019).Drittens profitieren von den Bodenpreissteigerungen zahl-

reiche Akteure, auch staatliche,wenn sie Flächen veräußern.Die fehlenden Statisti-

ken bedingen, dass die Begünstigten der leistungslosenGewinneweitgehend unbe-

kannt bleibenunddasAusmaßder Privatisierungenunddes (spekulativen)Handels

mit Grund und Boden nur schwer wissenschaftlich bewertet und damit politisiert

werden kann.Viertens bleibt der Anteil derGrundrente andermonatlichenMietzah-

lung nebulös, also das »Entgelt, das der Bauherr, der nun auch Bodeneigentümer

ist, für den Gebrauch des Bodens vomMieter verlangt« (Brede et al. 1975: 39). Fünf-

tens fällt es gemeinnützigen Akteurenwie Genossenschaften oderMietshäuser Syn-

dikaten schwer, sich bei den hohen Preisen auf dem Markt zu behaupten. Sie wer-

denmateriell und diskursiv an denRand gedrängt,wobei sich dies aktuell durch die

Baulandbeschlüssewieder etwas ändert.Undnicht zuletzt gibt es sechstens zwar den

Art. 14 Abs. 2 GG: »Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle

der Allgemeinheit dienen«. Doch bisher wurden kaum Reformen durchgesetzt, auf

die sich Akteure positiv beziehen könnten. Das erschwert die Politisierung und ar-

gumentative Aushandlung der Bodenfrage. Immerhin beruft sich das Berliner und

Hamburger Volksbegehren zu Enteignung auf Art. 15 GG, in demgeschrieben steht:

»Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der

Vergesellschaftung […] inGemeineigentumoder in andere FormenderGemeinwirt-

schaft überführt werden.«

5 Schlussbetrachtung

Betroffene Mieter:innen sehen sich durch die Mietsteigerungen massiven psychi-

schen und physischen Belastungen ausgesetzt; eine prekäre Lage, die aktuell ver-

stärkt wird durch die Inflation und höhere Kosten für Nahrungsmittel und Ener-

gie. In den untersuchten Lokalzeitungen werden die Entwicklungen aus vielfälti-

gen Blickwinkeln dargestellt, wobei auch Mietende selbst und die Mieter:innenbe-

wegung zuWort kommen.Zugleich fällt es schwer, das bezahlbareWohnen auf eine

Weise als öffentliches Gut zu politisieren, die eine Abkehr von Pfadabhängigkeiten

und eine wirkliche Verbesserung der Versorgungslage implizieren würde. Dies zei-
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gendie begrenzteMaterialisierung vonDiskursennach ausschließlich bezahlbarem

Neubau,dieUnterbelichtung der Bodenfrage unddie ausbleibendeThematisierung

von Vermögensungleichheiten in wohnungspolitischen Aushandlungsprozessen.

Herausforderungen bei der Vermittlung und Aushandlung von Wohnungspo-

litik ergeben sich für die am Diskurs beteiligten Akteure mit Blick auf folgende

Aspekte: Die größtenteils intransparente, zersplitterte Eigentümerstruktur und die

unzähligen Gesetze, über die Wohnen auf unterschiedlichen Ebenen reguliert und

Wohnungskrisen individualisiert werden, sind schwer in der Form kollektiver For-

derungen zu vereinen.Gleichzeitig bedingen sie impolitischenAlltag vielschichtige

Aushandlungsprozesse zwischen Parteien, unterschiedlichen Dezernaten und Ver-

waltungsbehörden, überregionalen Politikebenen, der Immobilienwirtschaft und

der Zivilgesellschaft. Dabei wird sozialen wohnungspolitischen Logiken nicht im-

mer Priorität eingeräumt, was Aushandlungsprozesse bremst. Verstärkt wird dies

dadurch, dass im Zuge der Finanzialisierung des Wohnens die Gebrauchswertori-

entierung zugunsten ihrer Tauschwertorientierung eine nachhaltige Herabsetzung

erfahren hat (vgl. Heeg 2013; Heeg 2017; Metzger 2020).

Auch wenn die politischen Handlungsspielräume zu großen Teilen außerhalb

des lokalen Rahmens entschieden werden, prägen die Kleinteiligkeit, die spezifi-

schen Konflikte vor Ort und der beschränkte lokale Handlungsspielraum die De-

batten in den Lokalzeitungen. Überregionale Zusammenhänge können in diesen

lokalen Konflikten nur schwer unmittelbar beeinflusst und vermittelt werden. Er-

schwert wird die Darstellung in Zeitungsartikeln dadurch, dass die Beiträge not-

wendigerweise kurzgehalten, die dahinterstehenden Prozesse mitunter aber sehr

komplex sind. Auch können manche Entwicklungen auf Grund der Intransparenz

des Immobilienmarkts und der Geschäftspraktiken der öffentlichen oder privaten

Wohnungsmarktakteure nur schwer dargestellt werden.

Im Untersuchungszeitraum befinden wir uns in einem Klima, in dem zwar

vereinzelt diskursive und materielle Zugeständnisse gemacht werden, die Prei-

se jedoch weiter steigen. Die Priorisierung der Neubaupolitik, das persistente

Narrativ der sozialen Mischung und die allgegenwärtige Angst vor Renditever-

lusten durch immobilienwirtschaftliche Akteure sind nach wie vor hegemonial.

In diesem Rahmen ist es schwer, andere diskursive Akzente zu setzen. Besonders

effektiv ist dies dem Enteignungsbegehren im Land Berlin gelungen. In anderen

Städten konnten die auf Landesebene umsetzbaren Bestimmungen des Art. 15

GG die Immobilienwirtschaft und Politik bisher weniger in die Defensive brin-

gen. Gleichzeitig verdeutlicht insbesondere das Enteignungsbegehren, aber auch

der ›Mietentscheid‹ Frankfurt, dass mit viel Arbeit die Tauschwertausrichtung

aufgebrochen und neue Formen der Vergesellschaftung über die Wohnraumver-

sorgung geknüpft werden können. Es gibt bereits differenzierte Gegenentwürfe

für dekommodifizierte, demokratische Formen der Wohnraumversorgung. Doch

innerhalb der bestehenden diskursiven Resonanzräume ist es schwierig, diese
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gegen Narrative durchzusetzen, die eine hohe Persistenz aufweisen und/oder eine

depolitisierendeWirkung entfalten.Weitreichendere Forderungen laufen ins Leere

oder werden, auch wenn sie nicht nur von sozialen Bewegungen geäußert werden,

schnell als fehlgeleitet oder unrealistisch zurückgewiesen. Tendenziell gelingt es

progressiven Forderungen nur selten, in die realpolitische Ebene des lokalen Staa-

tes zu transzendieren. Falls dies doch geschieht, wie bei der Forderung nach einem

bundesweiten Mietenstopp, haben die Forderungen bisher kaum realpolitische

Durchsetzungskraft entfalten können.

Die im Beitrag vorgestellten Beispiele zeigen, dass neue, innovative Formen

diskursiver Aushandlungsprozesse möglich, aber schwer zu institutionalisieren

sind. Grundsätzlich wären politikfeld- und skalenübergreifende neuere Diskurse

notwendig, um die Versorgung nachhaltig zu verbessern. Um diese auf lokaler

Ebene zu stärken, fehlt es bisher an politischem Willen, dies auch zuzulassen.

Hierfür wäre es zusätzlich notwendig, mehr Wissen zur Verfügung zu stellen und

mehr Transparenz über Besitzverhältnisse und Geschäftspraktiken zu schaffen.
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